
Einbehaltung von Übergenüssen

Sehr geehrte Frau Kollegin!
Sehr geehrter Herr Kollege!

Im § 13a Gehaltsgesetz fi nden sich Bestimmungen im Zusammenhang 
mit sogenannten Übergenüssen. Der Gesetzgeber defi niert diese als zu 
Unrecht empfangene Leistungen, die dem Bund zu ersetzen sind, soweit 
sie nicht im guten Glauben empfangen worden sind. 

Beispiel: Ein Kollege unterrichtet im Schuljahr 2024/2025 eine volle 
Lehrverpfl ichtung. Für das Schuljahr 2025/2026 beantragte er eine 
Reduktion der Lehrverpfl ichtung, die vom Dienstgeber genehmigt wurde. 
Im September des Schuljahres 2025/2026 wird trotzdem ein Monatsentgelt 
im Umfang einer vollen Lehrverpfl ichtung überwiesen. 

Das Bildungsministerium hat in einem Schreiben nun eine einheitliche 
Vorgangsweise im Zusammenhang mit der Einbehaltung von Übergenüssen 
veröffentlicht. Es wurde festgelegt:

1. Der Einbehaltung ist der Bruttomonatsbezug bzw. das Bruttomonats-
entgelt eines solchen Monates zugrunde zu legen, in dem keine 
Sonderzahlung gebührt. 

2. Im Verfahren der Bundesbesoldung wird bei der Ermittlung eines oder 
mehrerer Übergenüsse die Rate in der Höhe von jeweils 5 Prozent 
des Bruttobezuges bzw. Bruttoentgeltes festgelegt. Die Ursache der 
Überbezahlung, die Höhe der offenen Bundesforderung insgesamt 
sowie der Rückzahlungsrate und der Beginn der Rückzahlung sind dem/
der Bediensteten schriftlich mitzuteilen.

3. Diese schriftliche Verständigung erfolgt auch dann, wenn die Dienst-
behörde bereits von sich aus auf der Ausfertigung des Zahlungs- und 
Verrechnungsauftrages, der zu einer Überbezahlung geführt hat, eine 
entsprechende Rate festgelegt hat.

Es wird in diesem Schreiben des Bildungsministeriums separat in einem 
eigenen Absatz darauf hingewiesen, dass die/der Bedienstete jedenfalls die 
Möglichkeit hat, die Dienstbehörde um Auskunft über Ursache und Höhe 
eines bzw. mehrerer Übergenüsse zu ersuchen. Hierbei steht ihr/ihm auch 
die Möglichkeit offen, sich an die Personalvertretung zu wenden. 
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Dienstverträge in
Teilbeschäft igung

Im Vertragsbedienstetengesetz (VBG) fi nden sich die relevanten Bestimmungen 
im Zusammenhang mit der Gestaltung von Dienstverträgen. Im alten 
Dienstrecht ist die Vertragslehrperson ab 20 Werteinheiten vollbeschäftigt; im 
neuen Dienstrecht liegt eine Vollbeschäftigung bei 24 Wochenstunden vor. Es 
gibt sowohl im sogenannten Dienstrecht alt als auch im Dienstrecht neu die 
Variante, dass ein unbefristeter Vertrag in Teilbeschäftigung errichtet wird. 

Wann ist ein unbefristeter Vertrag spätestens zu errichten?
Übersteigt die Dauer eines oder mehrerer mit einer Vertragslehrperson 
eingegangener befristeter Dienstverhältnisse fünf Jahre, gilt das zuletzt 
eingegangene Dienstverhältnis ab diesem Zeitpunkt als unbefristetes 
Dienstverhältnis. 

Teilbeschäftigung im alten Dienstrecht
Es ist davon auszugehen, dass es derzeit nur mehr vereinzelt Kolleginnen 
und Kollegen gibt, die einen befristeten Vertrag haben. Bei der Ausstellung 
eines unbefristeten Vertrages war/ist im Dienstvertrag die Anzahl der 
Werteinheiten (Stunden) in gesicherter und nicht gesicherter Verwendung 
anzugeben. Gesicherte Stunden bedeuten, dass die Vertragslehrperson auf 
diese Werteinheiten (Stunden) einen Rechtsanspruch hat. Eine nicht gesicherte 
Verwendung kann beispielsweise eintreten, wenn eine Vertragslehrperson 
weiterhin eine Kollegin/einen Kollegen vertritt. 

In diesem Zusammenhang darf auf § 90c (3) VBG hingewiesen werden:  
Bei Vertragslehrpersonen mit einer Gesamtverwendung als Lehrperson 
an einer inländischen öffentlichen Schule, Universität oder Hochschule, 
an der Akademie der bildenden Künste, an einer mit Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten inländischen privaten Schule, Universität oder Hochschule 
oder an einer Pädagogischen Hochschule oder der Hochschule für Agrar- und 
Umweltpädagogik Wien im Ausmaß von weniger als fünf Jahren können 
die Stunden der nicht gesicherten Verwendung vom Dienstgeber ohne 
Zustimmung der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers in Wegfall gebracht 
werden, wobei sich das Monatsentgelt entsprechend ändert.

Teilbeschäftigung im neuen Dienstrecht
Ein wesentlicher Unterschied zwischen altem und neuem Dienstrecht 
liegt darin, dass der Begriff „gesicherte und nicht gesicherte“ Stunden im 
neuen Dienstrecht nicht zur Anwendung kommt. Die vorgesetzte Dienst-
behörde errichtet einen unbefristeten Vertrag mit einem vereinbarten 
Beschäftigungsausmaß. Dies bedeutet, dass die Vertragslehrperson einen 
Rechtsanspruch auf die vereinbarten Wochenstunden hat. Durch beispielsweise 
eine Mutterschaftskarenz für einen bestimmten Zeitraum ergibt sich keine 
Veränderung beim vereinbarten Wochenstundenausmaß. Dies bedeutet, dass 
bei Rückkehr in den Schuldienst wieder der vertragliche Anspruch auf die 
defi nierten Stunden besteht. 

Anfrage einer Kollegin:
Sie hat im Schuljahr 2022/2023 einen unbefristeten Vertrag mit 14 Wochen-
stunden unterschrieben, unterrichtet im Schuljahr 2025/2026 in Vollbeschäf-
tigung und will eine Änderung des Stundenausmaßes (Vollbeschäftigung) 
im Dienstvertrag erwirken, damit sie auch rechtlich in Zukunft eine volle 
Lehrverpfl ichtung unterrichten kann. 

Der Kollegin ist zu empfehlen, dass sie im Dienstweg einen Antrag auf 
Abänderung der vereinbarten Wochenstunden stellt. Die vorgesetzte 
Dienstbehörde hat den Antrag zu prüfen. Durch die Abänderung ist dann ein 
Rechtsanspruch auf Vollbeschäftigung gegeben.



Clemens Tüchler, BEd

Zum Aufsteigen berechtigt
Mag. Roland Gangl Fortsetzung

Die Dienstbehörde kann nun in der Folge die im Verfahren festgesetzte 
Ratenhöhe (5 Prozent-Rate) belassen oder abändern. Eine Verständigung 
an die/den Bedienstete/n hat zu erfolgen. 

Verjährung: 
Im Gehaltsgesetz findet sich auch eine entsprechende Bestimmung im 
Zusammenhang mit der Verjährung auf den Anspruch auf Leistungen 
bzw. das Recht auf Rückforderung zu Unrecht entrichteter Leistungen.
Die Verjährungsfrist beträgt drei Jahre. 

Zu Diskussionen und Irritationen unter Kolleg:innen in Lehrerkonferenzen 
führt häufig der Tatbestand des § 25 Abs. 2 SchUG – dem Aufsteigen mit einem 
Nicht genügend. Was hat es damit auf sich?
… ein Schüler ist zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe berechtigt, 
wenn das Jahreszeugnis zwar in einem Pflichtgegenstand die Note „Nicht 
genügend“ enthält, aber …
lit c) die Klassenkonferenz feststellt, dass der Schüler auf Grund seiner Leistungen 
in den übrigen Pflichtgegenständen die Voraussetzungen zur erfolgreichen 
Teilnahme am Unterricht der nächsthöheren Schulstufe im Hinblick auf die 
Aufgabe der betreffenden Schulart aufweist.

Dem § 25 Abs. 2 SchUG liegt der Gedanke zugrunde, dass ein Aufsteigen 
trotz eines „Nicht genügend“ nur dann möglich sein soll, wenn sich aus den 
Leistungen in den übrigen Pflichtgegenständen ableiten lässt, dass der Schüler 
über genügend Leistungsreserven verfügt, um:
• einerseits die Defizite in dem mit „Nicht genügend“ beurteilten Gegenstand 

zu beseitigen und
• andererseits trotz der hiefür erforderlichen besonderen Anstrengung auch 

die übrigen Gegenstände positiv abzuschließen.

Die Entscheidung ist eine eigenständige schulrechtliche Prognose-
entscheidung der Klassenkonferenz als Kollegialorgan. Sie ist nicht bloß eine 
rechnerische Folge der Jahresbeurteilungen, sondern setzt eine inhaltliche 
Würdigung der Leistungsentwicklung und der Leistungsreserven voraus. Ein 
nicht gesichertes Genügend (ein Genügend ohne Leistungsreserven) in einem 
Pflichtgegenstand kann nach der Rechtsprechung des BVwG und des VwGH 
bereits ausreichen, um eine negative Prognose zu tragen. 

Die Frage, ob das Genügend abgesichert ist oder nicht, ist Gegenstand der 
Beratung und Entscheidung der Lehrerkonferenz als Kollegialorgan im 
Sinne des § 57 Abs. 4 SchUG (Prognoseentscheidung). Basis der Beratung 
der Klassenkonferenz ist eine Stellungnahme der jeweiligen Fachlehrkraft, 
jedoch entspricht es etwa nicht dem Gesetz, wenn sich die Klassenkonferenz 
der Stellungnahme der Fachlehrkraft ohne Würdigung der Leistungen des 
Schülers einfach anschließt. 

Da die Klassenkonferenz als Kollegialorgan im Sinne des § 57 Abs. 4 SchUG 
entscheidet, bedarf es einer Abstimmung. Die Prognoseentscheidung ist somit 
formal ein Beschluss der Klassenkonferenz. Gelangt die Klassenkonferenz – 
nach eingehender fachlicher Würdigung – zur Auffassung, dass in einem positiv 
abgeschlossenen Pflichtgegenstand keine ausreichenden Leistungsreserven 
bestehen und ein Absinken ins Negative wahrscheinlich ist, ist die Berechtigung 
zum Aufsteigen gemäß § 25 Abs. 2 lit c SchUG zu versagen. Wie bei jeder 
kollegialen Entscheidung ist es natürlich auch denkbar, dass die Lehrperson 
mit dem „ungesicherten Genügend“ überstimmt wird. 

Jedenfalls ist § 57 Abs. 4 SchUG zu beachten: ... Für den Beschluss einer 
Lehrerkonferenz sind die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln ihrer 
Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
erforderlich ... Stimmübertragungen sind ungültig. Stimmenthaltung 
ist unzulässig. In Klassenkonferenzen gem. § 25 Abs. 2 lit c SchUG kommt 
das Stimmrecht nur jenen Mitgliedern zu, die den Schüler im betreffenden 
Schuljahr zumindest vier Wochen unterrichtet haben. Über den Verlauf einer 
Lehrerkonferenz ist eine schriftliche Aufzeichnung zu führen ...

Februar 2019

Sehr geehrte Frau Kollegin!
Sehr geehrter Herr Kollege!

Einen lesenswerten Leitartikel verfasste die Chef-
redakteurin der Tageszeitung Kurier, Martina Salo-
mon, am 13. Februar 2019. Unter dem Titel „Gebt 
der Schule eine Chance“ war unter anderem zu 

lesen, dass in das System mehr Wertschätzung hineingebracht werden 
müsse, wie Salomon unter Berufung auf den (geäußerten) Wunsch eines 
Schulleiters schreibt. Und weiter: „Der Lehrberuf ist einer der schwie-
rigsten, mit hoher Verantwortung und immer wieder maximalem Stress-
pegel. Das braucht mehr Anerkennung in der Gesellschaft.“

Weiters ist zu lesen: „Aber was das Elternhaus versäumt, kann die Schule 
nur zum Teil aufholen“. Diesen Aussagen ist sicherlich nichts mehr hin-
zuzufügen. Es ist außerdem äußerst positiv anzumerken, dass anschei-
nend nun auch Journalistinnen und Journalisten erkannt haben, welch 
anstrengende Tätigkeit Lehrerinnen und Lehrer täglich ausüben, welch 
großen Herausforderungen sie sich jeden Tag gegenübersehen. Dank 
gebührt all jenen, die in unermüdlicher Kleinarbeit dazu beitragen, 
unsere Tätigkeit ins rechte Licht zu rücken.

Dabei leisten wir als fcg-Standesvertretung sicherlich einen wesentli-
chen Beitrag. Es ist unerlässlich, eine kompetente, verlässliche und hilfs-
bereite fcg-Standesvertretung zu haben. Wir, die Mitglieder der Fraktion 
Christlicher Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, sprechen aktu-
elle  Herausforderungen direkt an, arbeiten konstruktiv an Lösungsmög-
lichkeiten und setzen die richtigen Schritte. 
Dabei zeigen die Vertreterinnen und Vertreter der fcg nicht nur ihre 
enorme Fach-, sondern natürlich auch eine ebenso hoch entwickelte 
Lösungs- und Sozialkompetenz. 

Es würde den Rahmen dieser Ausgabe sprengen, all unsere Erfolge im 
Detail anzuführen. Stellvertretend an dieser Stelle genannt seien aber 
die Möglichkeit des Ausstieges aus der Neuen Oberstufe, die sinnvolle 
Weiterentwicklung des sogenannten Zeitkontos sowie die Verbesserun-
gen im „Neuen Dienstrecht“ – allesamt Errungenschaften, die nur durch 
eine sehr starke fcg erreicht werden konnten. Unser Erfolgsrezept in drei 
Buchstaben lautet: TUN! 

Ihre fcg-Vertreterinnen und fcg-Vertreter auf der Ebene der jeweiligen 
Schule, des jeweiligen Bundeslandes sowie auf Bundesebene setzen 
sich zu jeder Zeit für Ihre Interessen und Anliegen ein und stehen Ihnen 
selbstverständlich als kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner mit Rat und Tat zur Seite. 

Aktuell
§§ 50f, 213 Abs. 1 und 10 BDG, §§ 12j, 13c Abs. 2a und 15a 
Abs. 1 Z1 GG
Nach einer mindestens sechswöchigen ununterbro-
chenen Dienstverhinderung wegen eines Unfalls 

oder einer Krankheit kann eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit in einer Bandbreite zwischen 50 % und 55 % des für eine Vollbe-
schäftigung vorgesehenen Ausmaßes in Anspruch genommen werden.

Die vereinbarte Dauer beträgt zwischen einem Monat und sechs Monaten. 
Eine einmalige Verlängerung von höchstens drei Monaten ist möglich.
Die Wiedereingliederungsteilzeit kann entweder unmittelbar nach Ende der 
Dienstverhinderung oder spätestens einen Monat danach angetreten wer-
den. Voraussetzung für die Gewährung der Wiedereingliederungsteilzeit 
sowie einer allfälligen Verlängerung ist, dass sich die Beamtin bzw. der Beam-
te auf Anordnung der Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung gem. § 
52 Abs. 2 erster und zweiter Satz BDG unterzieht, um der Dienstbehörde die 
Feststellung der Dienstfähigkeit zu ermöglichen.

Der Beamtin oder dem Beamten kann eine vorzeitige Rückkehr zur ursprüng-
lichen regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt werden, wenn die medizini-
sche Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben 
ist.

Während der Wiedereingliederungsteilzeit darf der Dienstgeber keine MDLs 
anordnen.
Die Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit bedarf der Mitwirkung 
der zuständigen Personalvertretung.

Bezahlung:
Der Monatsbezug gebührt in der Höhe jenes Ausmaßes, das der Beamtin 
oder dem Beamten gem. § 13c GG (Bezug bei Dienstverhinderung) zustehen 
würde. Auf die Frist des § 13c GG (182 Kalendertage) ist der Zeitraum der 
Wiedereingliederungsteilzeit anzurechnen.

Vereinbarungsinhalte:
Ähnlich wie bei einem Sabbatical beinhaltet die Vereinbarung zwischen der 
Beamtin oder dem Beamten und der Dienstbehörde den Beginn, die Dauer, 
das Ausmaß und die Lage der Teilzeitbeschäftigung, wobei diese Vereinba-
rung sich immer innerhalb der Vorgaben des § 20c VBG bewegen muss. Der 
Vereinbarung geht ein Antrag seitens des Dienstnehmers voraus.

Wie bei den Vertragsbediensteten hat der Vereinbarung eine Befassung des 
Case Managements oder alternativ der Arbeitsmedizinerin /des Arbeitsme-
diziners oder des arbeitsmedizinischen Zentrums sowie die Erstellung eines 
Wiedereingliederungsplans vorauszugehen.

Diese Bestimmungen sind zunächst bis 31.12.2020 befristet.

Das Wochengeld ist ein Ersatz für das entgangene 
Einkommen aufgrund des Beschäftigungsverbotes 
während des Mutterschutzes.

Berechnung des Wochengeldes
Wochengeld gebührt grundsätzlich für die letzten 
acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbindung, 

für den Tag der Entbindung und für die ersten acht Wochen nach der Ent-
bindung. Sonderregelungen gelten für Frühgeburten, Mehrlingsgeburten und 
Kaiserschnittentbindungen.

Das tägliche Wochengeld wird aus dem Nettomonatseinkommen der letzten 
vollen drei Kalendermonate vor dem Beginn des Mutterschutzes errechnet 
(§ 162 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz). Beginnt der Mutterschutz 
beispielsweise am 25. Juni, so werden die Monate März, April und Mai zur 
Berechnung herangezogen. Hinzu kommt ein Zuschlag für Sonderzahlungen. 
Im Falle von regelmäßig geleisteten Mehrdienstleistungen vor Meldung der 
Schwangerschaft sind diese vom Dienstgeber bei der Meldung der Entgeltbe-
stätigung zu berücksichtigen (Entscheidung des OGH 10 Ob S 115/17k). Wird 
die Schwangerschaft beispielsweise am 12. Dezember gemeldet, so dürfen 
ab diesem Zeitpunkt keine MDLs mehr geleistet werden. Bemessungsgrund-
lage für das Wochengeld sind in diesem Fall die Monate September, Oktober 
und November, wenn in diesem Zeitraum aufgrund der Lehrfächerverteilung 
regelmäßig MDLs geleistet wurden. 

Neuerliche Schwangerschaft während der Elternkarenz 
Bezieherinnen von Kinderbetreuungsgeld haben nur dann Anspruch auf 
Wochengeld für ein weiteres zu erwartendes Kind, wenn sie schon anläss-
lich der vorherigen Geburt (des Kindes, für das sie gerade Kinderbetreuungs-
geld erhalten) Anspruch auf Wochengeld hatten und bei Beginn des Mutter-
schutzes ein Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld gegeben ist. Die Höhe des 
Wochengeldes entspricht in diesem Fall der Höhe des davor bezogenen Kin-
derbetreuungsgeldes.
ACHTUNG: Kein Anspruch auf Wochengeld besteht, wenn die Schutzfrist nach 
dem Ende des Kinderbetreuungsgeldes beginnt und die Erwerbstätigkeit 
noch nicht wieder aufgenommen wurde. Der Anspruch besteht auch dann 
nicht, wenn die arbeitsrechtliche Karenzdauer noch aufrecht ist. 

Befristetes Dienstverhältnis
Ein befristetes Dienstverhältnis läuft trotz einer Schwangerschaft ab, wenn 
die Befristung gesetzlich vorgesehen ist oder aus sachlich gerechtfertigten 
Gründen erfolgte. Dies ist vor allem bei Vertretungsverträgen der Fall. 
Tritt der Mutterschutz während eines befristeten Dienstverhältnisses ein, gel-
ten die gesetzlichen Regelungen zu Anspruch und Berechnung des Wochen-
geldes.

Für die Weiterbeschäftigung im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses 
müssen Schwangere so behandelt werden, als ob keine Schwangerschaft 
vorläge.

Mag. Roland Gangl

Wiedereingliederungsteilzeit 
für Pragmatisierte Wissenswertes zum Wochengeld

MMag. Andrea Langwieser Mag. Barbara Schweighofer-
Maderbacher

MMag. Andrea Langwieser

Wie werden die
Mehrdienstleistungen
berechnet?

Die Vergütung für 1 Werteinheit bzw. 1 Wochenstunde beträgt 1,30 % vom 
Grundgehalt (§ 61 Abs. 2 GehG). Das Grundgehalt umfasst die Dienstzulagen 
(§§ 58 Abs. 4-8, 59 Abs. 3-12, 59a Abs. 1-5a, 60 und 115 GehG) und die 
Dienstalterszulage. Der Kinderzuschuss wird nicht hinzugezählt.

Die Vergütung von 1,3 % des Gehalts gilt auch für Lehrkräfte mit herabgesetzter 
Lehrverpflichtung, die vorübergehend (z.B. Vertretung einer Lehrperson 
im Krankheitsfall von mehr als 14 Tagen) das Ausmaß der Herabsetzung 
überschreiten und nach wie vor unter einer vollen Lehrverpflichtung liegen 
(Erkenntnis des VfGH vom 17. Juni 2022, G 379/2021-9, 2. DRN 2022).

Mehrdienstleistungen eines Monats werden wie folgt berechnet:

Grundbezug*1,3%*Anzahl MDL

Beispiel:
PD, Gehaltsstufe 1, Fächervergütung B

Rechenvorgang MDL: € 3.520,20*1,3%= 45,76
 45,76*14,96 = € 684,61

Die Mehrdienstleistungen und die Fächervergütung werden im Regelfall 
im übernächsten Monat mit Ablauf des Monats, in dem sie angefallen sind, 
ausbezahlt. Daher sind in diesem Beispiel am Februargehaltszettel die MDL 
und die FV vom Dezember 2025 ausgewiesen.

Die Lohnsteuer und die Sozialversicherungsabgaben für die nachträglich 
gezahlten MDL und die FV werden gemeinsam unter der Bezeichnung „Y3ST 
Lohnsteuer Rückrch.“ und „Y3SV KV/SV/PB/WFB Rückr.“ abgezogen.

Bezüge Monat Anzahl Wert Betrag

0001
2111
4833

Grundbezug
Mehrleistungstd. § 61/2
Fächervergütung B § 46e

02/2026
12/2025
12/2025

14,96
14,00

3.520,20
684,61
254,80

MMag. Erika Zeh 

Mutterschaft –
Beschäftigungsverbot
und Wochengeld

Werdende Mütter unterliegen 8 Wochen vor der Geburt oder früher 
(vorzeitiger Mutterschutz) und 8 Wochen nach der Geburt einem Beschäf-
tigungsverbot. Dieses Beschäftigungsverbot nach der Geburt wird unter 
bestimmten Umständen verlängert, wie z.B. bei Kaiserschnittgeburten und 
Mehrlingsgeburten auf 12 Wochen; tritt die Geburt so früh ein, dass die 
achtwöchige Schutzfrist vor der Geburt verkürzt wird, verlängert sich die 
Schutzfrist nach der Geburt um diese Tage, maximal jedoch auf insgesamt
16 Wochen.

Während des Beschäftigungsverbotes erhalten Schwangere als Einkommens-
ersatz das Wochengeld, eine Leistung der Krankenversicherung. Dieses 
beträgt für Lehrerinnen die Höhe des Nettolohns zuzüglich Sonderzahlungen 
(durchschnittliches Nettogehalt + 17 %). 

Die Übermittlung der Arztbestätigung über den voraussichtlichen Geburts-
termin und die Arbeits- und Entgeltbestätigung des Dienstgebers an die 
zuständige Krankenkasse gelten als Antrag für das Wochengeld. Die Höhe des 
Wochengeldes richtet sich nach dem durchschnittlichen Nettoverdienst der 
letzten drei Monate vor Beginn des Mutterschutzes. Wurden vor Meldung der 
Schwangerschaft Überstunden geleistet, so sind diese bei der Berechnung des 
Wochengeldes einzubeziehen; in diesem Fall sind als Basis drei Monate vor 
Meldung der Schwangerschaft heranzuziehen, in welchen noch Überstunden 
geleistet wurden.

Wurde ein zu niedriges Wochengeld durch den Sozialversicherungsträger 
ausbezahlt, besteht die Möglichkeit, beim Dienstgeber die Berechnung und 
Auszahlung einer Ergänzungszahlung zu beantragen.

Wird während einer Karenz gemäß Mutterschutzgesetz kein Kinderbe-
treuungsgeld mehr bezogen und geht aufgrund einer erneuten 
Schwangerschaft die werdende Mutter in Mutterschutz, so besteht Anspruch auf 
Sonderwochengeld, das durch Übermittlung einer fachärztlichen Bestätigung 
über den voraussichtlichen Entbindungstermin an die Krankenkasse geltend 
gemacht werden kann und im Ausmaß des erhöhten Krankengeldes (60 % des 
letzten vollen Bruttoentgelts) zur Auszahlung gelangt.

bei „Nicht Genügend“
und nur einem „nicht 

gesicherten Genügend“ 
scheidet Aufsteigen bzw. 
die Abstimmung darüber 
(vorerst) prinzipiell aus

Das heißt in aller Kürze zum Ablauf in der Konferenz:

zwingende Beratung über 
die Leistungsprognose

notwendiger Beschluss
(Abstimmung) über die
Prognoseentscheidung

kompetent - verlässlich - hilfsbereit
Team FCG BMHS & Unabhängige




